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Fragen und Antworten

AUF DEM WEG ZU EINER BESCHRÄNKUNG VON CR(VI)-STOFFEN IM RAHMEN VON REACH (1 )

1. Wird die Kommission Cr(VI)-Stoffe im Rahmen von REACH beschränken?

Am 27. September 2023 übermittelte die Kommission der ECHA ein Mandat (2 ) mit der 
Aufforderung, ein Anhang-XV-Dossier zu erstellen, um mehrere Cr(VI)-Stoffe im Rahmen 
von REACH zu beschränken. Dies ist der erste Schritt in einem mehrjährigen Prozess, der 
darauf abzielt, die Wirksamkeit und Effizienz der Regulierung von Cr(VI)-Stoffen in der EU 
zu verbessern.

2. Warum will die Kommission eine Beschränkung für Cr(VI)-Stoffe?

Chromtrioxid (das Cr(VI) enthält) und zehn weitere Cr(VI)-haltige Stoffe wurden 2013 und 
2014 mit einer Auslauffrist bis zum 21. September 2017 bzw. 22. Januar 2019 in die 
REACH-Zulassungsliste aufgenommen. Die Zahl der Anträge auf Zulassung für die 
Verwendung dieser Stoffe hat die Prognosen der Kommission und der ECHA bei weitem 
übertroffen. Der derzeitige Arbeitsaufwand im Zusammenhang mit diesen Anträgen 
übersteigt die jährliche Kapazität der beiden wissenschaftlichen Ausschüsse der ECHA, d. h. 
des Ausschusses für Risikobewertung (RAC) und des Ausschusses für sozioökonomische 
Bewertung (SEAC), sowie die Kapazität der Kommission und des REACH-Ausschusses 
erheblich. Dies führt zu erheblichen Verzögerungen bei der Stellungnahme der 
wissenschaftlichen Ausschüsse der ECHA und bei der Entscheidungsfindung der 
Kommission.

Solche Verzögerungen tragen nicht zur Verwirklichung der Ziele der REACH-Verordnung 
bei, d. h. dem Schutz der menschlichen Gesundheit und der Umwelt, und können auch eines 
der Ziele der Zulassungsbestimmungen behindern, nämlich dass besonders 
besorgniserregende Stoffe

(1) Dieses Dokument wurde von den Dienststellen der Kommission im Interesse der Transparenz in Bezug auf 
politische Vorschläge oder Initiativen erstellt, die derzeit noch innerhalb der Kommission diskutiert und geprüft 
werden. Die hierin beschriebenen Auffassungen, Absichten, Initiativen und Ideen können sich daher im Laufe des 
Entscheidungsprozesses ändern, sogar vollständig. Dieses auf technischer Ebene erstellte Dokument wurde von 
der Europäischen Kommission weder angenommen noch gebilligt, und die darin geäußerten Ansichten spiegeln 
daher nicht unbedingt ihre Ansichten wider. Dieses Dokument dient nicht der Auslegung des Unionsrechts und ist 
nicht rechtsverbindlich; nur der Gerichtshof der Europäischen Union kann verbindliche Auslegungen des 
Unionsrechts vornehmen.

(2) https://echa.europa.eu/current-activities-on-restrictions

https://echa.europa.eu/current-activities-on-restrictions
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sollten schrittweise durch geeignete alternative Stoffe oder Technologien ersetzt werden, 
sofern diese wirtschaftlich und technisch realisierbar sind.

Darüber hinaus ist es im Hinblick auf das Risikomanagement in einer breiteren Perspektive 
nicht optimal, dass die ECHA und die Kommission einen erheblichen Teil ihrer Ressourcen 
für die Bearbeitung von Anträgen auf Zulassung von Cr(VI)-Stoffen aufwenden, was zu 
Lasten der Bekämpfung der Risiken durch andere gefährliche Stoffe in der EU geht. Darüber 
hinaus kann sich diese Situation auch negativ auf Antragsteller auswirken, die auf 
Entscheidungen über ihre Anträge warten.

Aus diesen Gründen erwägen die Dienststellen der Kommission einen anderen Ansatz, um 
die von diesen Stoffen ausgehenden Risiken für die menschliche Gesundheit angemessen zu 
kontrollieren.

3. Wie sieht der Zeitplan für die Einführung der Beschränkung aus?

Die Kommission hat der ECHA am 27. September 2023 ein Mandat erteilt, das am 11. 
Oktober 2023 im Register der Absichtserklärungen veröffentlicht wurde und der ECHA 
gemäß Artikel 69 Absatz 4 der REACH-Verordnung eine Frist von 12 Monaten für die 
Fertigstellung des Anhang-XV-Dossiers einräumt. Das ursprüngliche Mandat wurde am 29. 
April 2024 (3 ) überarbeitet, um den Umfang zu erweitern und den entsprechenden Zeitplan 
anzupassen (von 12 auf 18 Monate aufgrund des zusätzlichen Arbeitsaufwands). 
Dementsprechend hat die ECHA ein Anhang-XV-Dossier erstellt, einschließlich der 
Organisation von zwei Aufforderungen zur Einreichung von Beweismitteln, und dieses 
Dossier am 30. April 2025 veröffentlicht.

Die Anhang XV Dossier kann gefunden unter der folgenden Link: 
https://echa.europa.eu/registry-of-restriction-intentions/-
/dislist/details/0b0236e18971243a

Da die Konformitätsprüfung des Dossiers durch den RAC und den SEAC (im Juni 2025) 
durchgeführt wurde, haben die Ausschüsse jeweils 9 und 12 Monate Zeit, um ihre 
Stellungnahmen zum Anhang-XV-Dossier fertigzustellen.

Die endgültige Stellungnahme wird dann an die Kommission weitergeleitet, die den Entwurf 
einer Änderungsverordnung ausarbeitet und ihn den Vertretern der Mitgliedstaaten im 
REACH-Ausschuss vorlegt. Nach einer positiven Stellungnahme des REACH-Ausschusses 
haben das Europäische Parlament und der Rat eine dreimonatige Prüfungsfrist, bevor die 
Beschränkung endgültig von der Kommission verabschiedet werden kann.

Im besten Fall geht die Kommission davon aus, dass eine Beschränkung bis Ende 
2027/Anfang 2028 verabschiedet werden könnte.

4. Welchen Umfang wird die Beschränkung haben?

In ihrem Auftrag forderte die Kommission die ECHA zunächst auf, ein Anhang-XV-Dossier 
im Hinblick auf eine mögliche Beschränkung von mindestens zwei Cr(VI)-Stoffen, nämlich 
Chromtrioxid und Chromsäure (Einträge 16 und 17 in Anhang XIV), zu erstellen. Im Rahmen 
der Erstellung des Beschränkungsdossiers wurde die ECHA gebeten, zu prüfen, ob eine 
Beschränkung des Geltungsbereichs auf nur diese beiden Stoffe zu bedauerlichen

(3) https://echa.europa.eu/fr/-/restriction-proposal-on-chromium-vi-to-cover-more-substances

https://echa.europa.eu/registry-of-restriction-intentions/-/dislist/details/0b0236e18971243a
https://echa.europa.eu/registry-of-restriction-intentions/-/dislist/details/0b0236e18971243a
https://echa.europa.eu/registry-of-restriction-intentions/-/dislist/details/0b0236e18971243a
https://echa.europa.eu/fr/-/restriction-proposal-on-chromium-vi-to-cover-more-substances
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Ersetzung durch andere Cr(VI)-Stoffe, die nicht der Beschränkung unterliegen würden.

Die Vorarbeiten der ECHA hatten ein solches Risiko einer bedauerlichen Substitution 
bestätigt und auch auf Durchsetzbarkeitsaspekte hingewiesen (im Falle einer Beschränkung, 
die sich auf die Stoffe in den Einträgen 16 und 17 des Anhangs XIV beschränkt). Die 
Kommission hat daher das ursprüngliche Mandat (siehe Frage 3) geändert und den 
Geltungsbereich des Mandats auf alle in Anhang XIV aufgeführten Cr(VI)-Stoffe 
ausgeweitet, mit Ausnahme der Bleichromate (Einträge 10 bis 12), da diese wahrscheinlich 
nicht als Alternativen für Chromtrioxid und Chromsäure verwendet werden. Darüber hinaus 
hat die ECHA einen Cr(VI)-Stoff (Bariumchromat) identifiziert, der nicht in Anhang XIV der 
REACH-Verordnung aufgeführt ist, aber als bedauerlicher Ersatzstoff verwendet werden 
könnte.

Der Umfang der Bewertung umfasst nun die Einträge 16-22 und 28-31 in Anhang XIV sowie 
Bariumchromat, einschließlich aller Verwendungen, die unter die Zulassungspflicht fallen, 
wenn Stoffe in Anhang XIV aufgeführt sind.

Die ECHA hat im Anhang-XV-Dossier mehrere Beschränkungsoptionen entwickelt, um die 
am besten geeignete Option zur Kontrolle des Risikos dieser Stoffe zu finden und gleichzeitig 
die Substitution durch Alternativen zu fördern.

5. Wie wird die Beschränkungumgesetzt berücksichtigt Berücksichtigung
bereits erteilten Zulassungen?

Im Rahmen des Mandats der ECHA hat die Kommission eine sorgfältige Analyse der 
bestehenden Zulassungen gefordert, insbesondere hinsichtlich der Angemessenheit und 
Wirksamkeit der Risikomanagementmaßnahmen, die zur Kontrolle des Risikos der Stoffe 
umgesetzt wurden, einschließlich der entsprechenden verfügbaren Expositions- und 
Emissionsdaten.

Beschränkungen können grundsätzlich Ausnahmeregelungen enthalten, die von 
verschiedenen Faktoren abhängen, und diese Ausnahmeregelungen können auch 
unterschiedliche Übergangsfristen vorsehen, die beispielsweise vom Risiko und von 
sozioökonomischen Erwägungen, einschließlich der Verfügbarkeit von Alternativen, 
abhängen. Insgesamt muss die Kommission jedoch die Stellungnahmen des RAC und des 
SEAC berücksichtigen. Sollten in diesem Fall Ausnahmeregelungen gelten, spiegeln diese 
nicht unbedingt die erteilten Zulassungen in Bezug auf Zeitpunkt und/oder Umfang wider.

Unbeschadet des Ergebnisses des Stellungnahmeverfahrens müssen für die potenzielle 
Beschränkung Substitutionselemente in Betracht gezogen werden.

6. Wie wird dies aus verfahrenstechnischer Sicht durchgeführt?

Wenn eine Beschränkung als Weg gewählt wird, würde die Kommission zwei Rechtsakte 
verabschieden: den ersten zur Änderung von Anhang XIV, um die betreffenden Stoffe aus 
der Liste zu streichen (keine Verwendung der Stoffe unterliegt mehr der Zulassungspflicht), 
und den zweiten zur Änderung von Anhang XVII, um eine Beschränkung einzuführen.

Die beiden Rechtsakte müssen gleichzeitig in Kraft treten, um eine Lücke zu vermeiden, in 
der die Stoffe weder in Anhang XIV aufgeführt noch gemäß REACH beschränkt sind. Der 
Zeitpunkt des Inkrafttretens ist der Zeitpunkt, zu dem die Rechtsakte ihre Wirkung entfalten, 
d. h. i) Streichung aus Anhang XIV und ii) Aufnahme in Anhang XVII, d. h. Beschränkung.
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Der derzeitige Rechtsrahmen bleibt bis zum Inkrafttreten der Beschränkung unverändert, d. h. 
die bestehenden Zulassungsentscheidungen und die darin festgelegten Maßnahmen (z. B. 
Bedingungen, Fristen für die Vorlage von Überprüfungsberichten usw.) bleiben bis zu diesem 
Zeitpunkt gültig.

Es ist wahrscheinlich, dass das Datum des Inkrafttretens der Rechtsakte gegenüber ihrem 
Datum des Inkrafttretens verschoben wird, um die erforderliche Zeit für die Erfüllung der in 
der Beschränkung enthaltenen Bedingungen zu gewähren; so sieht beispielsweise der 
Vorschlag der ECHA eine Übergangsfrist von 18 Monaten vor.

7. Wie beabsichtigen die Kommission und die ECHA, Anträge auf Zulassung und 
Überprüfungsberichte für Chrom(VI)-Stoffe zu behandeln, die noch anhängig sind 
oder in dem Zeitraum bis zur Verabschiedung der Beschränkung eingereicht werden 
(geschätztes bestes Szenario: Ende 2027/Anfang 2028)?

Was anhängige Anträge/Überprüfungsberichte und künftige Anträge/Überprüfungsberichte 
betrifft, die bis zum Inkrafttreten der Beschränkung eingereicht werden, ist es sehr 
unwahrscheinlich, dass diese vor diesem Zeitpunkt vollständig bearbeitet werden können. 
Der Grund dafür ist, dass es insgesamt etwa zwei Jahre dauert, bis die wissenschaftlichen 
Ausschüsse der ECHA ihre Stellungnahmen ausgearbeitet haben und die Kommission ihren 
Entscheidungsprozess abgeschlossen hat. Selbst wenn einige Entscheidungen von der 
Kommission im Jahr 2027 getroffen würden, hätten sie nur eine sehr kurze Gültigkeitsdauer 
(siehe Überlegungen unter Frage 9).

Vor diesem Hintergrund werden zur Vermeidung einer ineffizienten und ineffektiven 
Ressourcenverteilung und unter Berücksichtigung der Grundsätze einer guten Verwaltung in 
der bevorstehenden Zeit bis zum Inkrafttreten der Beschränkung folgende Maßnahmen 
ergriffen:

a) Alle Anträge auf Zulassung/Überprüfungsberichte, zu denen die wissenschaftlichen 
Ausschüsse der ECHA bereits mit der Stellungnahme begonnen haben, werden 
weiterbearbeitet und die entsprechenden Stellungnahmen abgegeben.
Die ECHA wird i) Anträge auf Zulassung/Überprüfungsberichte für andere Stoffe 
als Cr(VI) sowie ii) Anträge auf Zulassung für neue Verwendungen oder neue 
Verwender von Cr(VI)-Stoffen, die nicht unter eine bestehende 
Zulassungsentscheidung oder bestehende Zulassungsanträge oder 
Überprüfungsberichte fallen, die von den Übergangsregelungen gemäß Artikel 58 
Absatz 1 Buchstabe c der REACH-Verordnung profitieren, vorrangig behandeln, 
um jegliches Risiko einer Störung des Marktzugangs zu vermeiden.
Diese Priorisierung bedeutet, dass bis zum Vorliegen des Ergebnisses des 
Beschränkungsverfahrens i) neue Anträge auf Zulassung von Cr(VI) sowie
ii) bereits eingereichte, aber noch nicht bearbeitete Anträge/Überprüfungsberichte für 
Cr(VI) (d. h. für die die ECHA noch keine Rechnung gestellt hat) 
höchstwahrscheinlich nicht mehr von der ECHA bearbeitet werden, bevor die 
Beschränkung in Kraft tritt. Die ECHA wird die betroffenen Betreiber einzeln 
kontaktieren, um sie über den Status ihres anhängigen Antrags oder 
Überprüfungsberichts zu informieren.
Daher müssen Betreiber, die neue Anträge auf Zulassung für Cr(VI)-Stoffe 
einreichen, sich bewusst sein, dass es sehr unwahrscheinlich ist, dass die
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Bearbeitung solcher Anträge durch die ECHA und deren Abschluss durch die 
Kommission vor Inkrafttreten der Beschränkung

b) Die Kommission wird bis zum ersten Quartal 2026 einen Beschluss zur 
Verlängerung der Fristen für die Einreichung aller Überprüfungsberichte (4 ) 
verabschieden, die in den kommenden drei Jahren fällig werden, indem sie alle 
einschlägigen geltenden Zulassungen ändert. Diese Verlängerung wird bis zu einem 
Datum (1. Januar 2029) gewährt, das über einer konservativeren Schätzung des 
Datums des Inkrafttretens der Beschränkung (4. Quartal 2028, unter 
Berücksichtigung einer Verzögerung von etwa einem Jahr gegenüber dem 
optimistischen Szenario, siehe Frage 3) liegt.
Dadurch würde vermieden, dass Überprüfungsberichte vorgelegt werden, deren 
Bearbeitung sehr unwahrscheinlich ist oder deren Bearbeitung vor Inkrafttreten der 
Beschränkung noch nicht einmal begonnen wird.
Selbstverständlich wird sich diese Verlängerung auch in allen künftigen 
Zulassungsentscheidungen widerspiegeln, die nach Inkrafttreten der 
Änderungsentscheidung (Verlängerungsgesetz) getroffen werden.
Die Kommission wird den Zeitplan des Beschränkungsprozesses genau verfolgen 
und, falls gerechtfertigt, eine weitere Verlängerung der Überprüfungsfristen für 
Zulassungen gemäß den überarbeiteten Zeitplänen durch einen neuen Rechtsakt zur 
Änderung der entsprechenden Entscheidungen vorschlagen.

8. Hat diese Maßnahme Auswirkungen auf Maßnahmen im Rahmen anderer EU-
Rechtsvorschriften wie der Industrieemissionsrichtlinie (IED) und der 
Arbeitsschutzvorschriften (OSH)?

Diese Maßnahme lässt laufende Maßnahmen im Rahmen anderer EU-Rechtsvorschriften, die 
für die Verwendung der betreffenden Cr(VI)-Stoffe gelten, wie die IED oder die OSH, 
unberührt. So werden beispielsweise im Bereich der OSH-Vorschriften bereits Diskussionen 
über die Möglichkeit einer Senkung des verbindlichen Arbeitsplatzgrenzwerts für Cr(VI) 
geführt. Um unnötigen Verwaltungsaufwand zu vermeiden und die Durchsetzung zu 
erleichtern, wird die Kommission zunächst versuchen, die Grenzwerte in der REACH-
Beschränkung an die OEL gemäß den Arbeitsschutzvorschriften anzupassen, kann jedoch in 
klar definierten und gut begründeten Fällen Abweichungen vorschlagen. Dies gilt 
unbeschadet des Ergebnisses des laufenden Meinungsbildungsprozesses und der künftigen 
Diskussion im REACH-Ausschuss.

9. Was wird aus den Zulassungsentscheidungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der Beschränkung noch gültig sind?

Während die Stellungnahme der ECHA zu der Beschränkung noch aussteht und ohne deren 
Ergebnis vorwegzunehmen, können die Dienststellen der Kommission bereits einige erste 
Überlegungen zu dieser Frage mitteilen, die sich noch in einem frühen Stadium befinden.

Wie unter anderem in Frage 6 erläutert, entfällt nach der Streichung von Cr(VI)-Stoffen aus 
Anhang XIV die Zulassungspflicht (und damit auch die Entscheidungen).

(4) Dieser Beschluss befindet sich derzeit in der Verabschiedungsphase und kann auf der entsprechenden Seite des 
Komitologieregisters eingesehen werden: D110533/02 – Komitologieregister

https://ec.europa.eu/transparency/comitology-register/screen/documents/110533/2
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nicht mehr für diese Stoffe gelten, die stattdessen unter Titel VIII (Beschränkungen) fallen 
werden.

Vor diesem Hintergrund wird derzeit die Möglichkeit in Betracht gezogen, dass Inhaber einer 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Beschränkung gültigen Zulassung von einem 
Wahlsystem profitieren können, das ihnen die Wahl lässt, entweder die Bestimmungen ihrer 
Zulassung oder die Bestimmungen der neuen Beschränkung anzuwenden. Dieses System, 
dessen Einzelheiten noch diskutiert werden, kann nur vorübergehend gelten (mit einer 
befristeten Gültigkeit von z. B. 18 Monaten – noch festzulegen) und würde nicht für 
Überprüfungszeiträume gelten, deren Dauer über diesen befristeten Übergangszeitraum 
hinausgeht.

10. Werden die bereits entrichteten Antragsgebühren erstattet?

Die Dienststellen der Kommission und die ECHA erörtern diese Frage derzeit, sodass die 
nachstehenden Überlegungen nur vorläufiger Natur sind. Generell werden Gebühren für eine 
Tätigkeit der Agentur im Rahmen eines bestimmten Rechtsrahmens erhoben und stehen nicht 
im Zusammenhang mit der Genehmigung oder Ablehnung eines Antrags oder einer 
diesbezüglichen Entscheidung. Dahinter steht der Gedanke, dass eine Gebühr mit der 
Ausführung einer konkreten Aufgabe verbunden ist und diese vergütet.

Unter der Annahme, dass die Gebühr entrichtet wurde, kann es daher zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Beschränkung verschiedene Szenarien geben, die insbesondere davon 
abhängen, in welcher Phase sich die Stellungnahme des RAC und des SEAC befindet, d. h. 
ob dieser Prozess bereits begonnen hat und, falls nicht, welche Phase erreicht wurde. Mit 
anderen Worten: Eine vollständige Rückerstattung der Gebühr kann in Betracht gezogen 
werden, wenn der Prozess der Stellungnahme noch gar nicht begonnen hat.


